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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Weingesetzes 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Leicht, Bremm, 
Dr. Wagner (Trier), Dr. Gölter, Dr. Hauser (Sasbach), 
Josten, Richarts, Dr. Schulze- Vorberg, Susset, Pieroth, 
Dr. Jungmann und Genossen] 


A. Problem 

Das Weingesetz vom 14. Juli 1971 enthält in den Schlußvor- 
schriften die Vorschrift des § 75 Abs. 6, nach der Wein auch 
nach Inkrafttreten des Gesetzes noch mit den früher zulässigen 
Bezeichnungen in den Verkehr gebracht werden kann, wenn er 
bereits vorher in gekennzeichnete Behältnisse abgefüllt v/ar. 
über die Auslegung dieser Vorschrift haben sich Meinungsver- 
schiedenheiten ergeben. Diese betreffen die Frage, ob § 75 
Abs. 6 auf ausländische Erzeugnisse auch dann Anwendung zu 
finden hat, wenn diese sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Gesetzes noch nicht im Inland befanden. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Entwurf soll klargestellt werden, daß nur 
die ausländischen Erzeugnisse, die bis zum 19. Juli 1971 ins 
Inland verbracht wurden, unter § 75 Abs. 6 fallen. Für andere 
ausländische Erzeugnisse soll § 75 Abs. 6 nur bis zum 1. Juni 
1972 gelten. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Wagner (Trier), Dr.Gölter, 
Dr. Hauser (Sasbach), Josten, Richarts, Dr. Schulze-Vorberg, 
Susset, Pieroth, Dr. Jungmann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Weingesetzes 

Das Gesetz über Wein, Likörwein, Schaumwein, 
weinhaltige Getränke und Branntwein aus Wein 
(Weingesetz) vom 14. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 893) wird wie folgt geändert: 

§ 75 Abs. 6 wird durch folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Für Erzeugnisse, die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in das Inland verbracht worden sind, gilt Satz 
1 nur bis zum 1. Juni 1972." 


Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 9. Februar 1972 
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Begründung 


Bei der Verabschiedung des Weingesetzes ging der 
Bundestag davon aus, daß die Vorschrift des § 75 
Abs. 6 nur auf solche Erzeugnisse anzuwenden ist, 
die am Stichtag im Inland lagerten. Nach der inzwi- 
schen vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit vorgenommenen Auslegung, die nicht 
von allen Bundesländern geteilt wird, ist die ge- 
nannte Übergangsregelung sowohl auf inländische 
als auch auf ausländische Erzeugnisse im Sinne des 
Weingesetzes anzuwenden, unabhängig davon, ob 
letztere sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes im Inland oder noch im Ausland befanden. 
Da bei einer solchen Auslegung wegen der fehlen- 
den Kontrollmöglichkeit hinsichtlich der im Ausland 
lagernden Erzeugnisse mit Mißbräuchen zu rechnen 
ist, ist die vorgeschlagene Gesetzesergänzung zur 
Klarstellung der Rechtslage erforderlich. 
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